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1. Veränderungen im deutschen Hochschulstudium mit 

Klärungsbedarf 

Mit der Novelle des Hochschulrahmengesetzes (vgl. BMBF 1998) und den nachfolgenden 

....,...,,�..,.,. .... _, . .,.,, .. der Kultusministerkonferenz (vgl. KMK 1998 u. 1999) wurden wesentliche 

Rahmenbedingungen für die Erprobung von Bachelor- und Masterstudiengängen an deut­

schen Hochschulen geschaffen. Ohne diese hier im einzelnen zu referieren, ist festzustellen, 

daß vor allem strukturelle Vorgaben betreffen wie Regelstudienzeit der neuen Abschlüsse, 

Abschlußgrade und ihre Stufenfolge an Universitäten und Fachhochschulen, Modularisierung 

und Credit Points und auch einige inhaltliche Orientierungen wie berufsqualifizierender Cha­

rakter der Abschlüsse, Beziehungen zu traditionellen Studiengängen und Akkreditierung. 

Die von der KMK genannten Begründungen für die Einführung eines neuen Graduie­

rungssystems mit gestuften Bachelor-/Bakkalaureus- und Master�/Magisterstudiengängen 

können bezogen auf ihre Herleitung aus den veränderten gesellschaftlichen Anforderungen an 

die Hochschulen, die sich im besonderen aus der Expansion des tertiären Bereichs, den Ver­

änderungen in der Berufswelt bzw. im Beschäftigungssystem und der zunehmenden interna­

tionalen Verflechtung im Hochschulbereich ergeben, als allgemeingültig in Deutschland (zu­

mindest aus der Sicht der Befürworter) angesehen werden. Wie noch zu zeigen sein wird, gibt 

es nicht nur Enthusiasten dieser anglo-amerikanisch orientierten Studiengangsentwicklung, 

sondern auch Kritiker, die vor allem Traditions- und Qualitätsverlust des deutschen Hoch­

schulstudiums befürchten (vgl. Jahn/Olbertz 1998). 

Anknüpfend an den Aspekt der Internationalisierung sind für die eingeleiteten Studien­

gangsveränderungen an deutschen Hochschulen außer den nationalen Rahmenbedingungen 

auch europäische Vereinbarungen beachtenswert, wie sie mit der „Sorbonne Erklärung" (vgl. 

Joint declaration 1998) und ihrer Weiterentwicklung in der Erklärung von Bologna (vgl. The 

European Higher Education Area 1999) existieren. Für die Verwirklichung der hier genannten 

hauptsächlichen Ziele wie Förderung von Mobilität der Studierenden und Absolventen und 

internationale Wettbewerbsfähigkeit des Hochschulsystems sollen vergleichbare Abschlüsse 

eingeführt und die Hochschulausbildung in Europa im besonderen in zwei Hauptzyklen ge­

gliedert werden: undergraduate studies (drei Jahre mit Bachelorabschluß) und graduate stu­

dies (zwei Jahre mit Masterabschluß). 

Kliirungsbedarf besteht bezogen auf die genannten Rahmenbedingungen vor allem hin­

sichtlich der Frage, inwieweit diese nationalen und internationalen Referenzstrukturen 

Handlungsspielraum für inhaltliche und organisatorische Veränderungen des Studiums 
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durch die Akteure an den Hochschulen ermöglichen oder ob z. B. Harmonisierungsten-

.... .,,,.L.,.,H durchsetzen, die diesen eher einschränken. Die Beantwortung der Frage wird nicht 

unwesentlich von weiteren Bedingungen im deutschen Hochschulsystem beeinflußt, die die 

Beziehungen zwischen staatlicher Steuerung und Autonomie der Hochschulen betreffen und 

z. über Deregulierung durch Zielvereinbarungen und Globalhaushalte auch Gestaltungs-

spielraum die Studiengangsentwicklung eröffuen können. 

In einer Sachstands- Problemanalyse, die 1998 zur Einführung von Bachelor- und 

Masterstudiengängen in Deutschland durchgeführt wurde (vgl. Jahn 1998), konnten etwa 100 

solcher Studiengänge erfaßt werden. Setzt man dazu die für das Wintersemester 1999/2000 

genehmigten Studiengänge mit Bachelor- und Masterabschlüssen in Beziehung, so hat sich 

die Anzahl der Angebote mehr als verdoppelt (vgl. Abb. 3 u. Anhang) fast vervierfacht, 

wenn man die einbezieht, die bereits eine Genehmigung beantragt wurde (insgesamt 371 

vgl. KMK 1999). Die Übersicht über die Bachelor- und Masterangebote an deutschen Hoch­

schulen wurde auf der Grundlage von entsprechenden Angaben aus den für die Genehmigung 

dieser Studiengänge zuständigen Ministerien der 16 Bundesländer angefertigt Anhang). 

Weitere Untersuchungsergebnisse konnten durch Fallstudien unterschiedlicher Studiengangs­

konzepte, aus internationalen Vergleichen und der Auswertung einschlägiger Literatur ge­

wonnen werden. 

Obwohl auch der Diskussionsprozeß über Anforderungen an Bachelor- und Masterkon­

zepte. - nicht zuletzt bedingt durch die genannten Rahmensetzungen - deutlich zugenommen 

hat, ist die Transparenz der Angebote und die Informiertheit der Akteure, im besonderen 

der Studierenden, die vor allem Betroffene dieser Studiengangsentwicklungen sind, und der 

Arbeitgeber, die hauptsächlich Abnehmer des damit verbundenen Qualifikationserwerbs sein 

sollen, weiterhin als sehr gering einzuschätzen. Bemängelt wird von den Kritikern vor allem 

das weitgehende Fehlen von Nachfrage- und Bedarfsanalysen zu Bachelor- und Masterab­

schlüssen. 
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fächsten für die Fächergruppen bzw. Studiengänge zu beantworten ist, die auf eine hierarchi­

sche Berufsstruktur vorbereiten: Hier werden Verzahnungen, neue Konkurrenzen und Über­

schneidungen erwartet. Wie werden sich aber die Studiengänge entwickeln, die bisher auf 

traditionelle Professionen vorbereiten und vor allem die, die nicht deutlich auf bestimmte Be-

ausgerichtet sind? (vgl. Teichler 1999a u.b) 

Gerade für letztere, die Gruppe der „großen" und besonders nachgefragten Geistes- und 

Sozialwissenschaften, gilt im besonderen, daß eine stärkere Strukturierung und Differenzie­

rung der deutschen Magister- und Diplomstudiengänge, auch aufgrund hoher Abbrecherquo­

ten und langer Studienzeiten vor allem in diesen Fächern, als erforderlich angesehen wird 

(vgl. Jahn/Kreckel 1999). 

wichtigste Frage, die bei der Entwicklung neuer Studiengangskonzepte zu beantwor­

ten ist und die letztendlich über deren Erfolg entscheidet, ist die nach den Qualifikationen 

bzw. Kompetenzen, die Studierende in diesen Studiengängen erwerben können. Sie hat mit 

der Diskussion über den berufsqualifizierenden Charakter von Bachelor- und Masterstudien­

gängen besondere Brisanz gewonnen. Die Schwierigkeit ihrer Beantwortung resultiert vor 

allem daraus, daß dem immer stärkeren Wunsch nach Berufsnützlichkeit der Studienangebote 

die immer geringere Möglichkeiteiner Antizipation der für die Absolventen zu erwartenden 

beruflichen Aufgaben gegenübersteht(vgl. Teichler 1999a). 

Die damit im Zusammenhang zu sehende Debatte über Qualität und Qualitätssiche­

rung von Bachelor- und Masterstudiengängen wurde vor allem bezogen auf die Akkreditie­

rung dieser Studiengänge, ihre möglichen Kriterien, Verfahren und Institutionen in Deutsch­

land intensiviert. Auch hier sind noch viele Fragen offen. Eine zentrale Frage ist die nach den 

zu setzenden und zu gewährleistenden fachlich-inhaltlichen Qualitätsmindeststandards. Be­

achtenswert sind dabei ausländische Erfahrungen, die im besonderen darauf aufmerksam ma­

chen, daß in der Tendenz eine Abwendung von Wissensinhalten und eine Zuwendung zu 

Fach- und Sozialkompetenzen von Absolventen erfolgt, bei deren Überprüfung nicht einheit-
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und Masterstudiengängen anhand von Fallbeispielen aus verschiedenen Fächergruppen zu 

erörtern und daraus Schlußfolgerungen für die Studiengangsentwicklung abzuleiten. Die Stu-

ist zugleich wesentlicher Bestandteil der seit 1997 durchgeführten wissenschaftlichen Be-

gleitung und Dokumentation Implementierung von Bachelor- und Masterstudiengängen 

an deutschen Hochschulen. spezifisches Ziel der Begleitforschung die wissenschaftli-

che Beratung Akteure dieser Studiengangsentwicklung, die wiederum in der gegenwärti­

gen Erprobungsphase von Bachelor- und Masterstudiengängen an deutschen Hochschulen 

besonders bedeutsam erscheint. 

Chancen und Probleme gestufter Studiengänge - Beispiele 

aus verschiedenen Fächergruppen 

2.1. Berufsrelevanter Kompetenzerwerb 

Es wird davon ausgegangen, daß die Ziele und Inhalte der Bachelor- und Masterstudiengänge 

und ihre Umsetzung in einer gestuften Organisationsstruktur mit unterschiedlichen Qualifika­

tionsprofilen den Studierenden ein hohes Maß an Flexibilität im Hinblick auf berufliche An­

forderungen ermöglichen können. 

Mit der erkennbaren stärkeren „out-put-Orientierung" in der Curriculumentwicklung und 

der zunehmenden Diskussion über die Kompetenzen, die Studierende im jeweiligen Studien­

gang erwerben sollen, werden dafür wichtige Voraussetzungen geschaffen. In den verschie­

denen Fachkulturen verläuft dieser Diskussionsprozeß mit unterschiedlicher Intensität und 

Akzentsetzung, was in erster Linie durch die mehr oder weniger traditionellen Berufsbezüge 

der Fachkulturen bedingt ist. 

Betrachtet man z. B. die Ingenieurwissenschaften, deren Vertreter sich schon längerfristig 
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Diskussionsstand in dieser Fachkultur geben: 

Absolventen von ingenieurwissenschaftlichen Studienprogrammen sollen die Fähigkeiten 
besitzen, 
a) das für die fachliche Disziplin(en) erforderliche Wissen anwenden zu können (das von 

Hochschulen und wissenschaftlichen Gesellschaften definiert werden muß); Absolventen 
sollen: 
1. das Wissen aus Mathematik, Natur- und Ingenieurwissenschaften anwenden können 
2. Experimente gestalten und durchführen können; Daten analysieren und interpretieren 

können 
3. die Fähigkeit haben, System, eine Komponente oder einen Prozeß so zu gestalten, 

daß die erwünschten Anforderungen erreicht werden 
4. die Fähigkeit haben, ingenieurwissenschaftliche Probleme zu identifizieren, zu formu­

lieren und zu lösen 
5. die Fähigkeit haben, Techniken sowie moderne ingenieurwissenschaftliche Werkzeuge 

für die ingenieurwissenschaftliche Praxis einzusetzen 
b) in interdisziplinären Teams arbeiten zu können 

c) Verständnis :für berufliche und ethische Verantwortung zu haben 

d) effizient zu kommunizieren 

e) die Auswirkungen ihrer Arbeit im internationalen und gesellschaftlichen Kontext zu ver­
stehen 

f) die Notwendigkeit lebenslangen Lernens (Weiterbildung) zu erkennen und die Vorausset­
zungen hierfür entwickelt zu haben u. a. (vgl. Reuke 1999). 

Auch den Naturwissenschaften ist auf einige interessante Entwicklungen aufmerksam zu 

machen. Sie betreffen z. B. die bundesweite Umgestaltung des Chemiestudiums. Es wurde 

davon ausgegangen, daß die außerordentlichen strukturellen Veränderungen in chemischer 

Industrie und Wirtschaft auch einen Paradigmenwechsel des universitären Chemiestudiums 

verlangen und zu diesem Zwecke entwickelte die Konferenz der Fachbereiche Chemie, mit­

getragen von den wissenschaftlichen Gesellschaften, Verbänden und Chemieorganisationen, 

das sogenannte „Würzburger Modell". 

Im Kern beruht das Würzburger Modell auf der Abkehr vom bisherigen Einheitskonzept eines 
forschungsorientierten Diplomchemikers, der in der Regel als Nachweis seiner Berufsbefähi­
gung eine Promotion erwerben mußte; zugunsten eines im Hinblick auf unterschiedliche Tä­
tigkeitsfelder differenzierten Ausbildungskonzepts. Aufbauend auf einem gemeinsamen 6-
semestrigen Basisstudium, das zu einem Bachelor führen und bereits den Ausstieg aus der 
Hochschule ermöglichen soll, werden drei verschiedene Optionen (Master) als Vorbereitung 
auf unterschiedliche Berufswege angeboten: 
a) ein forschungsorientierter Studiengang zum Diplomchemiker mit anschließender Promoti­

on als berufsbefähigender Abschluß für eine Forschungstätigkeit innerhalb und außerhalb 
der Hochschule 

b) ein anwendungsorientierter Studiengang zum Diplomchemiker ohne Promotion :für nicht 
unmittelbar mit der Forschung verbundene Aufgaben, auch bezogen auf die Chemie als 
Querschnittswissenschaft 

c) ein kombinierter Studiengang aus dem Basisstudium Chemie und anschließendem Zusatz-
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., ..... ,_. ..... ,u, eines nichttechnischen Faches, wie z. B. Wirtschaftswissenschaften zum Diplom­
wirtschaftschemiker, der aufgrund seiner Doppelqualifikationen im besonderen zur Reali­
sierung von Schnittstellen- bzw. interdisziplinären Aufgaben befähigt soll (vgl. Ge­
sellschaft Deutscher Chemiker 1998). 

Beachtenswert sind auch Akzentsetzungen in den Studienzielen von Bachelorstudiengängen 

Mathematik und Physik an einzelnen Hochschulen, die auf Kompetenzerwerb „unterhalb" 

traditioneller Professionen orientieren. 

So findet man z. B. in der zweiteiligen Studienordnung für den Diplom- und den Baccalau­
reusstudiengang Mathematik an der Friedrich-Schiller-Universität Jena entsprechend unter­
schiedliche Aussagen zur Zielsetzung der beiden Abschlüsse und zu inhaltlichen Konsequen­
zen: 

Von den Diplom-Mathematikerinnen wird die sichere Beherrschung der grundlegenden 
mathematischen Theorien und Techniken sowie die Fähigkeit erwartet, sich neueste Er­
kenntnisse auf speziellen Gebieten selbständig zu erarbeiten und diese schöpferisch anzu­
wenden. Darüber hinaus geht es um ausgeprägte Fähigkeiten zum selbständigen wissen­
schaftlichen Arbeiten, wobei insbesondere in der Phase der Anfertigung der Diplomarbeit 
die erforderliche kreative Forschungskompetenz entwickelt werden soll. 

b) Von den Absolventlnnen des Bakk:alaureusstudienganges wird die Fähigkeit erwartet, sich 
in komplizierte technische, technologische, naturwissenschaftliche, ökonomische und an­
dere Probleme einzuarbeiten, diese einer mathematischen Bearbeitung zugänglich zu ma­
chen und selbständig moderne wissenschaftliche Lösungsmethoden auf hohem Niveau 
auszuwählen. Ziel des Studiums ist es, die Berufsfähigkeit als Mathematiker in Industrie 
und. Wirtschaft zu erreichen, was eine solide Grundausbildung in Mathematik und insbe­
sondere die Vermittlung derjenigen Methoden erfordert, die heute zum Standard in der 
Anwendung der Mathematik gehören (vgl. Friedrich-Schiller-Universität Jena 1995). 

Noch am meisten umstritten und auf einzelne Versuche begrenzt ist die Diskussion über be­

rufsrelevanten Kompetenzerwerb in den berufsfemen Geistes- und Sozialwissenschaften, 

deren Studien- und Lehrkulturen für die Vorzüge des deutschen Hochschulstudiums - wie 

Wissenschaftlichkeit, Forschungsbezug und Selbständigkeit - schlechthin stehen. Aber auch 

hier hat, unterstützt durch besondere Fördervorhaben (vgl. BLK-Verbundprojekt Modularisie-

in den Geistes- und Sozialwissenschaften im Abschnitt 2. 3.), die Auseinandersetzung 

mit den Zielstellungen der Studiengänge begonnen. Besonders „mutig'" erscheint die neuge-
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geniacht \Verden: 

a) Das Magisterstudiwn ist darauf angelegt. einen universitären Abschluß zu ermöglichen, 
der berufsqualifizierend, aber nicht auf inhaltlich - et\Va über pädagogische Handlungsfel­
der bZ\V. Institutionenbereiche - definierte Berufsfelder bezogen ist. Seine beruflichen Per­
spektiven liegen vielniehr in den allgenieineren Diniensionen von Forschung, Ent\Vick­
lung, Lehre und Organisation (vgl. KMK 1998) .  Dadurch unterscheidet sich das Magister­
studiuni voni Baccalaureusstudiengang Erziehungs\Vissenschaft. 

b) Ziel des Baccalaureusstudiunis ist der Erwerb von erziehungs\Vissenschaftlichen Kenntnis­
sen, niethodischen Fähigkeiten so\Vie berufsbezogenen Handlungsorientierungen. Das 
schließt die Ent\Vicklung der Bereitschaft und Fähigkeit zu beruflicher Weiterbildung ein. 
Ini Vergleich zuni Magisterstudiwn Erziehungs\Vissenschaft \VUrde ini Erfurter Baccalau­
reuskonzept eine stärkere Berufsfeldorientierung vorgenon1n1en (von Studienbeginn an 
durch handlungsfeldbezogene Seminare und einen eigenen Studienbereich, in dessen Rah­
nien ein Praktikuni enipfohlen \Vird), uni den Studierenden den Erwerb berufsbezogener 
Handlungsorientierungen zu ermöglichen (vgl. Pädagogische Hochschule Erfurt 1999). 

Trotz der Unterschiede in den Fachkulturen können zuniindest folgende verallgemeinerbare 

Tendenzen aus der Diskussion über berufsrelevanten Konipetenzerwerb in den gestuften Stu­

diengängen hervorgehoben \Verden: 

In allen Beispielen \Vird das Beniühen uni eine neue Art der Berufsorientierung des 

Studiwns erkennbar, die eine niögliche Ant\Vort auf die eingangs genannte, ininier 

schwerer \Verdende Antizipation der konkreten beruflichen Aufgaben der Absolventen 

darstellen kann. Sie gipfelt in der Befähigung der Studierenden zu selbständiger Wei­

terbildung als Vorbereitung auf einen lebenslangen Lern- und beruflichen Verände­

rungsprozeß. 

- Die ini Studiuni zu erwerbenden Fähigkeiten nehnien insgesanit einen breiten Rawn 

ein. Sie gehen den nieisten Fällen deutlich über fachlich-inhaltliche Konipetenzen 

hinaus und beziehen sich vor alleni auf niethodische und soziale Konipetenzen und de­

ren Verbindungen zueinander. 

Beachtens\Vert sind in dieseni Zusan1n1enhang Absolventenuntersuchungen, die die Not­

\Vendigkeit des Erwerbs sogenannter beschäftigungsrelevanter Konipetenzen durch die Stu-
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tenzprofile für unterschiedliche Abschlüsse zu bestimmen. Zum anderen ist es nicht ein­

fach ,  die dafür notwendigen S tudieninhalte und Organisati onsstrukturen (vgl. Abschnitt 2 .2 .) 

auszuwählen. Weiterer Kfänmgsbedarf besteht vor allem im Hinblick auf die Inhalte und die 

zu erwerbenden Kompetenzen der S tudierenden ,  die einem ersten Hochschulabschluß 

zugrunde l iegen müßten. Es geht dabei im besonderen um die Bestimmung eines Kemcurri­

culums bzw.  die Entscheidung für notwendige Basis- bzw. Schlüsselqualitlkationen, die in  

einem Hochschulstudium als Grundlage für einen lebenslangen Lernprozeß anzueignen sind. 

In den mei sten Fächern ist tradit ionellen deutschen S tudiengängen eher e in Maximum an 

verbindlichen S tudieninhalten enthalten und der Qualifikationserwerb ist im Unterschied zu 

ausländischen Beispielen hauptsächl ich an e iner, und zwar einer wissenschaftlichen Berufs­

laufbahn ausgerichtet. 

Die folgende Abb ildung zeigt am Beispiel des Soziologiestudiums an der Universität 
Halle-Wittenberg einen typ i schen deutschen S tudiengang mit vielen nachzuweisenden Ge­
bieten bzw. Scheinen und hohen Prüfungsanforderungen, was für die Zwi schen- und Haupt­
prüfung besonders sichtbar wird. 



Soziologie im Diplomstudiengang an der Universität Halle-Wittenberg 

Stdj. Lehrveranstaltungsbezeichnungen 
Pflicht 

(Semester) 

Einführung in die Soziologie X 
Sozialstruktur Deutschlands X 

1 
Methoden der empirischen Sozialforschung (I) X 

( 1 ./2.) Makrosoziologie I X 
Vergleichende Sozialstruktur X 

Methoden der empirischen Sozialforschung (II) X 
Theorie X 

2 Wirtschaftssoziologie X 

(3 ./4.) Methoden der empirischen Sozialforschung (III) X 
Mikrosoziologie X 
Umweltsoziologie X 

9 Lehrveranstaltungen 

3 Methoden der empirischen Sozialforschung (IV) X 
Makrosoziologie (U) X 

(5 ./6.) Wirtschaftssoziologie X 
Spezielle Soziologie X 

Empirisches Forschungspraktikum über 2 Semester X 
Geschichte der Soziologie X 
Umweltsoziologie X 

4 Spezielle Soziologie X 
Allgemeine Soziologie X 

(7./8.) 
Allgemeine Soziologie X 
Spezielle Soziologie X 

9 Lehrveranstaltungen 

(9.) Diplomarbeit 

zusätzlich nach ·wahl 8 SWS im Grwis1�tudium und 6 S\VS im H�" ., . 

Wahl 1). 

pflicht 

Fach 21 

Fach 2) 

Vorle- Semi-
SUII� llllr 

in SWS 
2 2 
2 2 

2 2 
2 2 
2 2 

2 2 
2 2 
2 2 

2 2 
2 2 
2 2 

9 9 

2 2 
2 2 
2 2 
2 

8 
2 2 
2 2 

2 2 
2 2 

2 2 
2 2 

9 9 

Prüfung / Leistungs� 

bewertung 

Schein .; J 
Klausur 3l 

Klausur 3l 
Schein 

Klausur ;J 
Schein 

Klausur 3l 

Schein 

2 Leistungsnachweise 
Diplom - Vorprüfung 4) 

Klausur 

Schein 

Forschungsbericht 
Schein 
Schein 

Schein 

l Leistungsnachweis 

Diplomprüfung ,; 
maximal 80 Seiten 

�"'P::nu,. , ;�i! soziologischen Gebieten 





Berufspraxis so lche Diskussionen einbezogen werden, wenn man den S tudierenden mit den 

gestuften S tudiengängen Alternativen anbieten wi l l ,  die mehr berufsqualifizierend als tradi­

tione l le Studiengänge s ind bzw. ihre Chancen auf spätere berufliche Tätigkeit erhöhen (vgl . 

1 999). 

Optionen und Traditionen 

Bachelor- und Masterstudiengänge ermöglichen eine stärkere Differenzierung des Studien­

angebots (strukturell und i nhaltl ich) als traditione l l e  deutsche S tudiengänge und können ver­

schiedene Optionen für unte rschiedliche Nachfrager nach Hochschulbildung eröffnen. Weite­

rer Klärungsbedarf besteht vor al lem hinsichtl ich der Beziehungen zwischen den neuen 

S trukturen und dem tradit ionellen deutschen S tudiengangssystem. 

Die Notwendigkei t  für mehr Differenzierung ergibt sich hauptsächlich aus der Tatsache, 

daß auch in Deutsch l and heute bereits über 30% eines Altersj ahrganges die Hochschulen be­

suchen, deren Erwartungen an ein Studium, Fähigkei ten und Interessen sich deutl ich vonein­

ander unterscheiden. Ihnen  werden die bisherigen S tudienangebote an Universi täten und 

Fachhochschulen nicht ausreichend gerecht, was sich auch in den bekannten Problemen des 

deutschen Hochschulstudiums - von langen Studienzeiten bis zu wenig attraktiven Angeboten 

für Ausländer - wide rspiegelt . 

Analysen ausländischer S tudiengangskonzepte zeigen, daß Studiengänge mit Bachelor- und 

Masterabschlüssen den S tudierenden beachtenswerte Alternativen anbie ten (vgl . DAAD­

Studien 1 998 u . 1 999). So ermöglicht der Bachelor als erster Hochschulabschluß den S tudie­

renden vor al lem, s ich nach einem überschaubaren Zeitraum von 3-4 Jahren für ihren weiteren 

Studien- und beruflichen Entwicklungsweg zu entscheiden bzw. auch umzuorientieren: Über­

gang in  Berufstätigke i t  mi t  evtl . späterer Rückkehr an die Hochschule oder Weiterstudium 

zum Master auch in einem anderen Fach. Die Tatsache, daß es kein Einhei tskonzept für den 
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schulen sol l  auf bestimmte Aspekte besonders aufmerksam gemacht werden (vgl . 

Jahn/Kreckel 1 999) : 

gibt neben general i s ti schen B achelor- und Masterprogrammen auch spezialis ierte, ne­

ben s ingle  subject auch Programme mit Unterscheidungen in den Abschluß- bzw. An­

spruchsniveaus der S tudiengänge (z . B. cert ificate oder diploma als Ausstiegsmöglichkeit vor 

dem Master oder MA als degree-in-course auf dem Weg zum PhD). Diese unterschiedlichen 

Studiengangskonzepte werden im gleichen Fach auch an einer Hochschule angeboten .  Anre­

gend für deutsche Diskuss ionen über S tudiengangskonzepte können die vielfält igen Möglich­

kei ten der Ausgestaltung des postgraduate bzw. graduate Bereiches sein ,  in dem S tudierende 

nach dem Bachelor nach 1 oder 2 Jahren einen Masterabschluß erwerben .  Grundsätzlich is t  

zwischen zwei  Richtungen der Profilierung zu unterscheiden,  e iner eher wissenschaftlich ori ­

entierten, die zu einem academi c  oder research degree führt und einer praxis- bzw. berufsbe­

zogenen ,  für die man einen taught oder professional master erhält. Besonders interessant für 

die untersuchte Fächergruppe sind die vorhandenen professional Angebote, die der Heteroge­

nität der S tudierenden deutlich besser gerecht werden können als die hauptsächl ich for­

schungsorientierten deutschen Einheitskonzepte i n  diesen Fäc hern. 

Darüber hinaus ist im besonderen festzustellen, daß die erfaßte große Vielfalt an Diffe­

renzierungen in den aus ländischen S tudienangeboten nicht „willkürlich" entstanden ist, son­

dern in enger Beziehung zum Ausbildungsprofil ,  zu den Stärken der jewei l igen Hochschule 

und zu den in  diesen Ländern typischen Rahmenbedingungen (Zugang, S tudiengebühren, 

Betreuung), die wiederum durch die hohe Autonomie der einzelnen Hochschule spezifisch 

ausgestalte t  werden. 

Die Analyse der aus ländi schen Rahmenbedingungen hat deutlich gezeigt, daß es nicht um 

eine bloße Übertragung von B achelor- und Masterkonzepten - für die es  andere sozio­

ökonomische Zusammenhänge und kulturelle Traditionen gibt - auf deutsche Verhältnisse 

gehen kann ,  sondern um Anregungen für e igenständige S tudiengangsentwicklungen in  den 
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Hochschultyp und Stufüngsmodell 

Die Abb. 3 zeigt, daß die Bachelor- und Masterstudiengänge an Universitäten im Ver­

gleich zu Fachhochschulen und solche mit postgradualem Masterabschluß im Vergleich zu 

grundständigen Bachelor-Masterkonzepten deutlich dominieren. Eine ähnliche Situation wur­

de bereits aus der Sachstandsanalyse des vergangenen Jahres erkennbar (vgL Jahn 1998). 

Aufmerksam zu machen aber auf den Anstieg der Studienangebote an den Fachhochschu­

len (von 18% Jahre 1998 auf 29% im Jahre 1999) und vor allem auf ihren hohen Anteil im 

postgradualen Masterbereich. Das kann als Ausdruck dafür gewertet werden, daß die mit dem 

novellierten HRG erfolgte Gleichstellung von Fachhochschulen und Universitäten bei der 

Vergabe von Bachelor und Master auf einen vorhandenen Reformbedarf reagiert und entspre­

chende Entwicklungen an den Fachhochschulen ermöglicht hat 

Genehmigte Bachelor- und Masterangebote an deutschen 
Hochschu len für das Wintersemester 1 999/2000 (Stand September 1 999) 

Stufungen und Abschlüsse 
Hochschul- Anzahl der 

typ 
Studien-

ginge 
grundständig konsekutiv postgradual 

1 73 52 + l Master 3 7 + 3 Bachelor + 80 
Universität Diplom 

(7 1 %) (3 1 %) (23%) (46%) 

Fachhoch- 70 22 1 5  33  

schule (29%) (3 1 %) (2 1 %) (47%) 

243 75 55 1 1 3 

gesamt ( 1 00%) (3 1 %) (23%) (46%) 

Abb. 3 

Regelstudienzeit 

Die Abb. 4 enthält Aussagen zur geplanten Dauer der Bachelor- und Masterangebote in 

Semestern. Es wird sichtbar, daß bei den Bachelorstudiengängen die 6-semestrigen bzw. 3-

jährigen und bei den Bachelor-Masterkonzepten die 10-semestrigen bzw. 5-jährigen überwie­

gen. Auch diese Entwicklung begann sich schon im letzten Jahr abzuzeichnen. Darüber hin-
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aus wird ,.,.,,., . ., .. ",,"' Differenzierung im Masterbereich erkennbar. Die Masterabschlüsse 

werden an den Universitäten vor allem nach 4 und an den Fachhochschulen nach 3 Semestern 

Studium vergeben. Die Angaben zur Regelstudienzeit liegen insgesamt im Bereich der HRG­

KMK-Vorgaben, obwohl für viele Studiengänge in Semester- und nicht in ganzjährigen Zy­

klen geplant wird, wie von der KMK für die internationale Zusammenarbeit empfohlen. 

Bachelor- und Masterangebote an Universitäten und Fachhoch­
schulen - Dauer in Semestern 

1 1 1 . ' ' ! ' 1 1 ' 1 

Art und Dauer 
Bachelor Bachelor + Master Master 

Semester 6 7 8 9 6+2 6+3 6+4 7+3 7+4 8+2 2 3 4 

Universität 44 6 2 1 3 9 20 7 1 8 8 58 

Fachhoch-
schule 15 6 1 1 6 6 1 1 3 20 8 

gesamt 59 12 3 1 4 15 26 8 l 1 11  28 66 

5 

6 

2 

8 

Abb. 4 

Die bisher gekennzeichneten eher strukturell-formalen Differenzierungsaspekte sind bes­

ser ,;durchschaubar" und lassen weniger Probleme erwarten als die folgenden stärker struktu­

reH-inhaltlich orientierten: 

Abscblußbezeicbnungen und Profile 

Mit der Möglichkeit der Fachhochschulen, ebenso wie die Universitäten Bachelor- und 

Masterstudiengänge anbieten zu können, hat die KMK den Hinweis verbunden, daß die unter­

schiedlichen Bildungsziele der beiden Hochschultypen bei den neuen Studiengangsentwick­

lungen erhalten bleiben sollen. Im besonderen wird von den Abschlußbezeichnungen erwar-
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Studiengang, wobei weitere Fachzusätze auch Spezialisierungen und im 

Masterbereich mehr Berufsbezug zum Ausdruck bringen. Die Abb. 5 zeigt, daß die Universi­

täten deutlich den theorieorientierten Abschlußbezeichnungen dominieren (127 erfaßte An­

gebote), aber auch in erheblichem Umfang anwendungsorientierte Studiengänge anbieten 

( 46). Die Fachhochschulen haben neben den erwarteten anwendungsorientierten Abschlußbe­

zeichnungen (39) in fast gleichem Maße auch theorieorientierte Studienangebote entwickelt 

(3 1 ), wobei die noch zu erläuternden Fächergruppenbezüge beachtenswert sind. Es wird er­

kennbar, daß bisherige Profilunterschiede zwischen Universitäten und Fachhochschulen (ver­

einfacht hier Theorie - da Praxis) tendenziell „unschärfer" werden und teilweise auch zugun­

sten anderer Profilierungsansätze aufgegeben werden, die stärker hochschul- und fachbe­

reichsbezogene Besonderheiten aufnehmen (s. z. B. Masterangebote der FH Esslingen, Über­

sicht im Anhang). 

Beziehungen zu traditionellen Studiengängen 

Hinsichtlich der sowohl strukturell als auch inhaltlich zu gestaltenden Beziehungen zwi­

schen den neuen und den traditionellen Studiengängen wird in den HRG-KMK-Vorgaben 

davon ausgegangen, daß es sich in beiden Fällen um eigenständige Studiengänge handelt, für 

deren Abschlüsse jeweils nur ein Grad verliehen werden kann. Es sind aber Gleichwertig­

keitsbescheinigungen möglich - die an den Hochschulen als „einfachste Variante der Studien­

gangsentwicklung" umgesetzt werden - wobei im internationalen Vergleich herkömmliche 

Diplom- und Magisterabschlüsse der Universitäten dem Master entsprechen und das Diplom 

(FH) dem vierjährigen Bachelor honours entsprechen soll. Inwieweit gleiche Studienangebote 

für beide Studiengangsarten genutzt werden können bzw. neu zu konzipierende Bachelor- und 

Masterstudiengänge nach Ansicht der KMK auf bestehende Diplom- oder Magisterstudien­

gänge zurückgreifen sollten, ist nicht nur aus Ressourcen- bzw. Kapazitätsgründen, sondern 

auch bezogen auf die Gefahr des „Etikettenschwindels" an den Hochschulen weiter zu prü­

fen. 
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hauptsächlich darin, daß mit dem Bachelor lediglich ein erster Abschnitt eines tradi­

tionellen Studienganges formal zertifiziert wird. 

gegenwärtig am häufigsten verwendete Integrationsmodell ist gekennzeichnet durch 

die Einschreibung für den traditionellen Studiengang und eine Entscheidung für ein kürzeres ,  

anwendungsorientiertes Bachelorstudium in  der Regel nach dem Vordiplom, wobei die Ba­

chelorprüfung häufig nach 6 Semestern auch mit Abschlußarbeit verbunden ist. Ein 

Weiterstudium zum Diplom-, Magister- (auch synonym verwendeten Master-) abschluß ist 

möglich (vgl. HRK 1999) . 

An den Hochschulen werden gegenwärtig auch parallele Differenzierungsmodelle er­

probt: 

Hier müssen sich die Studierenden von Studienbeginn an für den traditionellen Studien­

gang oder den eigenständigen Bachelorstudiengang entscheiden, wobei der Bachelor in der 

Regel nach 6 Semestern und Prüfungsleistungen erteilt wird. Die Gefahr paralleler Konzepte 

besteht in dem Weg in die „Sackgasse" für die S tudierenden, sowohl bezogen auf den Aus­

stieg aus der Hochschule in berufliche Tätgkeit, vor allem aber auch für den Einstieg in ande­

re Studiengänge zwecks Weiterqualifizierung. 

Für die Masterangebote gibt es an den Hochschulen sowohl Parallelkonzepte zu traditio­

nellen Diplom- und Magisterstudiengängen im Rahmen konsekutiver Bachelor-Master­

S tudiengänge, aber auch völlig eigenständige postgraduale Programme. Noch wenig transpa­

rent sind die Studienübergänge und besonderen Zugangsvoraussetzungen, die vor allem für 

postgraduale Masterangebote existieren. In den KMK-Vorgaben wird davon ausgegangen, 

daß der Master nach dem neuen Graduierungssystem für einen weiteren berufsqualifizieren­

den Abschluß verliehen wird und deshalb ein Master-Abschluß nur erworben werden kann, 

wenn bereits ein erster berufsqualifizierender Abschluß vorliegt (im Sinne einer Mindestvor­

aussetzung) . Gegenwärtig wird bereits sichtbar, daß dadurch die Möglichkeiten der Nutzung 

von postgradualen Masterangeboten für die wissenschaftliche Weiterbildung eingeschränkt 

an 
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Wie spiegeln sich mit den Bachelor- und Masterstudiengängen erprobten Differenzierun-

gen m verschiedenen Fächergruppen wider? 

Hoch-

sclrn:1-

typ 

Uni 

FH 

Uni 

FH 

1:
i 

1 
Uni 

FH 

Uni 

FH 

Uni 

FH 

Uni 

FH 

Abschlußbezeichnungen differenziert nach Hochschultypen -

Stufungsmodellen - Fächergruppen 

grundständig Bachelor konsekutiv Bachelor + Master postgradual Master Fiebergruppe 

theorie- anw.- theorie- anw.- theorie- anwendungs-

orientiert orientiert orientiert orientiert orientiert orientiert 

B.A. B.Sc. Fadu:usatz B.A. + M.A. B.Sc.+ M. Sc. Fachzus11tz M.A. M.Sc. Fachzusatz 

10  7 10  2 1 25 3 Ingenieurwissenschaften/ 

3 1 1  l 6 13 3 Informatik 

2 3 1 5 3 2 10 Wirtschaftswissenschaften/ 

2 1 4 3 13 Wirtschaftsinformatik 

4 3 l 8 Sprach- u. 

l Kulturwissenschaften 

5 5 9 1 1  l Mathematik/ 

2 l 1 Naturwissenschaften 

3 !l Agrar-, Forst- u. 

l l Ernährungswissenschaften 

l l l 3 2 Sozialwissenschaften/ 

Rechtswissenschaften 

l l sonstige Fächer 

2 

An-

zahl 

95 

49 

39 

35 

13 

8 

4 

Abb. 5 

Die Abb. 5 zeigt die Fächergruppen, in denen die meisten der erfaßten Bachelor- und 

Masterstudiengänge angeboten werden. Es dominieren deutlich die Bachelor- und Masteran­

gebote in den Ingenieurwissenschaften. Mit Abstand folgen die Wirtschafts-, die Sprach- u. 

Kultur- und die Naturwissenschaften. Mindestens drei Aspekte fächergruppenbezogener Dif­

ferenzierung sind darüber hinaus bemerkenswert : 

Es wird erkennbar, daß zu dem hohen Anteil in den Ingenieurwissenschaften am stärk-

sten an an 





- Bei diesem Studiengangsmodell wurden die einzelnen Stufen in den vergangenen Jah­
ren inhaltlich und strukturel l  weiterentwickelt und in einem Gesamtkonzept aufeinan­
der abgestimmt. 

- Der Studiengang wird zwar neben den klassischen ingenieurwissenschaftlichen Studi­
engängen angeboten, aber „kompensiert" die erläuterten Gefahren paralleler Differen­
zierungsmodelle im besonderen durch das sehr anspruchsvol le interdisziplinäre 
Grundstudium (enthält die Kernfächer der Einzelstudiengänge), das vor allem die Ba­
sis für einen Wechsel in diese schafft. 
Die interessanteste Schnittstel le in diesem Studiengangskonzept ist nach dem sich an­
schließenden einjährigen Fachstudium, da den Studierenden jetzt die meisten Optionen 
als Alternativen für ihren weiteren Entwicklungsweg angeboten werden: Wechsel an 
ausländische Hochschule zur Teilnahme an einem einjährigen Master- oder Teilnahme 
an einem dreisemestrigen Joint-Master-Programm oder an einem von vier seit 97 /98 
angebotenen zweijährigen Masterstudiengängen der TU. Eine andere Entscheidungs­
möglichkeit besteht im Wechsel in das Hauptstudium eines klassischen Studienganges, 
der durch die weitgehende Identität des Fachstudiums mit diesem vorbereitet werden 
soll. Entscheidet sich der Studierende aber für einen Ausstieg aus der Hochschule in 
vorübergehende oder endgültige Berufstätigkeit, so scheinen die im Unterschied zu 
klassischen Studiengängen zu erbringenden ,,Zusatzleistungen" dafür besonders be­
deutsam zu sein: ein spezielles Tutorenprogramm, eine selbständige Projektarbeit, 
Angebote von nichttechnischen Fächern und Sprachkursen. 

- Der Studiengang spiegelt auch das Profil bzw. Stärken der TU Hamburg-Harburg wi­
der. Zu nennen sind z. B. die Internationalität. So wurde über die im Studiengangsmo­
dell erkennbaren Ansätze hinaus ein zusätzliches auslandsorientiertes Bachelor­
Masterprogramm entwickelt (General Engineering Science mit Bachelor of Science 
seit 98/99), um vor allem die Attraktivität der Ausbildung für Ausländer zu steigern 
(vgl . Dunst 1 999). Die Vergabe von Science-Abschlüssen für die generalistischen, 
theoriebezogenen Studiengänge bringt die besondere Forschungsorientierung dieser 
Hochschule zum Ausdruck. 

2.3. Modu larisierte Strukturen mit studienbegleitender Bewertung 

Eine stärkere Strukturierung und internationale Öffnung des Studiums wird vor allem durch 

modularisierte Konzepte und die Vergabe von Credit Points bzw. durch studienbegleitende 

Leistungsbewertung und Prüfungsgestaltung erreicht. Zu klären sind im besonderen die An­

forderungen an Modularisierung, deren Gewährleistung den Studierenden auch den Erwerb 

eines angestrebten Qualifikationsprofils ermöglicht. 

Aus der Analyse britischer und amerikanischer Studiengangskonzepte können diesbe­

zügliche Anregungen gewonnen werden, nicht nur für Bachelor- und Masterstudiengänge an 

deutschen Hochschulen. In den untersuchten Studienprogrammen erfolgt eine konsequente 

Beschränkung auf studienbegleitende Prüfungen und Leistungsnachweise, die den Studieren­

den unmittelbare Erfolgskontrol le und flexible Studiengestaltung ermögl ichen, vor allem in 

modularisierten Studiengängen. 
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Die an deutschen Hochschulen begonnene Entwicklung, ,,Endpunkt"- bzw .  Zwischen­

und Absch lußprüfungen z unehmend durch studienbegleitende Prüfungen zu ersetzen und die 

Einführung von Lei s tungspunkten überwiegend nach dem von der EU erprobten European 

Credit  Transfer System (ECTS) erleichtern in- und ausländischen S tudierenden den Hoch-

schulwechsel auch über  Grenzen des Landes . 

Bei handel t  es sich um ein europäisches System zur Anrechnung von Studienlei-
das s ich in Funktion und Ausgestaltung von anderen, z .  amerikanischen Credit 

Poin t  S ystemen unterscheidet  (vgl . Dalichow 1997) ,  die auch sehr e igenständig auf e ine ein-
Hochschule bezogen können (vgl .  Abb. 2 Yale University) . Im ECTS werden 60 

Credi ts p ro Jahr (30 im Semester) vergeben, die nicht auf der B as i s  von S emesterwochen­
stunden (SWS), sondern der Grundlage des Gesamtarbeitsaufwandes der S tudierenden 
(Präsenszeiten, Vor- u. Nachbereitung, Zeit für Lei stungskontrollen) den jewei l igen Lehrver­
anstal tungen eines Semesters bzw. Modulen zugerechnet werden. 

Während 1 989 1 0 deutsche  Hochschulen mit ECTS begonnen hatten, sind es  gegenwärtig 

etwa 1 80, die sich daran bete i l igen. Für 1 998/99 hatten 1 79 Hochschulen angegeben, ECTS in 

über 1 100 Fachbereichen nutzen zu wollen (vgl . Wuttig 1 998) .  Von den Nutzern werden ne­

ben :der Erhöhung der in ternationalen Flexib i l i tät auch die größere Transparenz des Hoch­

schulangebots und S tudienstrukturreformimpulse als positive Erfahrungen mit ECTS genannt .  

Noch zu verbessern .sind aber die Informiertheit  der Studierenden und der Hochschulvertreter 

bei der Anwendung eines Credit Point Systems für studienbegleitende Lei stungsbewertung 

(vgl. Sudmann 1999). 

Zur Verbesserung des Kenntnisstandes und des Problembewußtseins kann auch e ine so­

genannte Feasibi l ity-Studie, die gegenwärtig  in  den Ländern der EU als „ECTS Extension 

Project" durchgeführt wird, beitragen. Anliegen der S tudie i s t  e s  zu prüfen, i nwieweit ECTS 

über den Transfer zwischen den Hochschulen h inaus grundsätzl ich für alle Bereiche der Aus­

und Weiterbi l dung angewendet werden kann, um erbrachte Lernleistungen über Credits zu 

dokumentieren,  im  Prozeß lebens langen Lernens zu akkumulieren (nicht zuletzt für bestimmte 

Absch lüsse) und auch aus der beruflichen auf die akademische Bi ldung zu übertragen bzw.  

anzurechnen (vg l .  European Commision 1998). 

Zweifellos kann durch Anrechnungspunkte (Credits) e in hohes Maß an Flexibil i tät zwi­

schen Ausbildung, Berufspraxi s  und Weiterbi ldung i n  einem lebens langen Lernprozeß er­

reicht werden . Einschränkend is t  aber festzustellen , daß die Gefahr einer sehr formalen Hand­

habung von Credits besteht. S o  werden im ECTS-System, wie bereits erläutert, die Credits für 

„work loads" (Arbeitsaufwand in S tunden) vergeben bzw.  s ind genere l l  dafür festgelegt und 

definieren keine Qualität. Welche Kompetenzen die Studierenden damit erworben haben, ist 
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daraus erkennbar. Alle Fragen müssen über zusätzliche Vereinbarungen mi t  

Partnern (Informati onspaket, Lernabschrift) geregelt werden. Ein anderer Weg einer auch 

inhaltl ichen Qualifizierung wäre z .  B .  die Akkredit ierung von Modulen, die dann in unter­

schiedlichen Aus- und Weiterbildungsformen nachgefragt und anerkannt werden könnten. 

Credit Points und auch Module sind nicht originär mit gestuften Bachelor- und Master-

s tudiengängen verbunden, s ondern können in den traditionellen Studiengängen einge-

werden, was in best immten Fächergruppen (vor allem Wirtschafts- u. Ingenieurwissen­

bereits geschieht. Sie werden aber häufig im Zusammenhang mit Bachelor- und 

Masterentwicklungen diskutiert und sind in den entsprechenden KMK-Vorgaben daran ge-

koppelt. Die KMK stellt fest, daß die Genehmigung eines Bachelor- oder Masterstudien-

ganges grundsätzlich nachgewiesen werden soll, daß der Studiengang modularisiert und mit 

studienbeglei tenden Prüfungen und einem Leistungspunktsystem ausgestattet i st, um „kalku­

lierbare Akkumulation" und e inen leichteren Transfer von Prüfungs- und Studienleistungen 

zu gewährlei sten. 

Was gegenwärtig in der Hochschulpraxis  unter Modulen, die mit Credits zu bewerten 

sind, verstanden wird, bezogen auf die genehmigten Bachelor- und Masterstudiengänge 

recht unterschiedlich. Das gi lt auch für die analysierten Fallbeispiele. 

So  wird z. B. an der TU Hamburg-Harburg jede Lehrveranstaltung als in sich geschlosse­
nes ,  einsemestriges Modul angesehen. Die Studiendekanate setzen diese Module nach ein­
heitlichen Regeln zu S tudiengängen zusammen. Ein Modul kann Baustein verschiedener 
Studiengänge sein, wobei die Module studienbegleitend geprüft werden (vgl. Dunst eben­
da) .  

- Dem im Abschnitt 2 .  1 .  i n  seiner Zielsetzung näher gekennzeichneten Erfurter Baccalau­
reusstudiengang Erziehungswissenschaft wurde ein anderes Modulverständnis zugrunde 
gelegt: Die Inhalte des Studiums setzen s ich aus fünf Themenbereichen zusammen (Bil­
dung u. Erziehung; Entwicklung u. Sozialisation ; Lehren u. Lernen; Bildungsinstitutionen 
u.-systeme; Päd.  Forschungsmethoden). Zu jedem der fünf Themenbereiche i st eine 
grundlegende bzw. systematisierende, eine methodisch orientierte und eine thematisch ori­
entie rte Lehrveranstaltung von den Studierenden verpflichtend zu absolvieren. Die drei 
Lehrveranstaltungen zum jeweiligen Themenbereich werden inhaltlich aufeinander bezo­
gen und als Modul verstanden. 
Im Unterschied dazu basieren die Bachelor-Master-Studiengänge, die an der Universität 
Greifswald entwickelt werden, auf einem umfassenderen Modulkonzept. Unter eher 
strukturellem bzw. formalem Aspekt kann es wie folgt gekennzeichnet werden: Der Studi­
enstoff aus der herkömmlichen Magisterausbildung ( die noch erhal ten bleibt und in die 
Bachelorstudierende wechseln können) wurde in S tudienbauste ine - sogenannte Mikromo­
dule - so  gegliedert ,  daß diese für verschiedene Arten von S tudiengängen verwendbar sind. 
Aus diesen Bausteinen setzen s ich große S tudieneinheiten - die Mesomodule - zusammen. 
Das sind einzelne Säulen, aus denen der S tudiengang bes teht. Für das Grei fswalder Ba­
chelorstudium gibt es drei  S tudieneinhei ten, zwei fachliche und eine allgemeinere . Die 
Abb. 7 zeigt das am Beispiel des Teilstudienganges Geschichte, der sowohl 1 .  oder 2 .  
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Fachmodul sein kann. Die verschiedenen, sich aus Studieneinheiten zusammensetzenden 
Studiengangsarten - Bachelor, Master, künftig auch Lehramts- und Promotionsstudiengän­
ge -, die sogenannten Makromodule, sollen so gestaltet sein, daß daraus ein konsekutives 
Studienangebot mit gestuften Abschlüssen und aufeinander aufbauenden Qualifikations­
zielen entsteht (vgl. Emst-Moritz-Amdt-Universität Greifswald 1999). Mit letzterem wird 
der inhaltliche Aspekt des Modulkonzeptes sichtbar gemacht bzw. die schwierige Verbin­
dung von struktureller Veränderung und inhaltlicher Studienreform. Der Greifswalder An­
spruch besteht im wesentlichen darin, ausgehend von einer Gesamtqualifikation (berufliche 
Handlungskompetenz Berufsfähigkeit, bescheinigt im berufsqualifizierenden Ab­
schluß) Teilqualifikationen abzuleiten, die in den einzelnen Modulen zu erwerben sind. Für 
den Bachelor in Geschichte (vgl. Abb. 7) werden 8 Mikromodule mit Qualifikationszielen 
und Prüfungsanforderungen angegeben, deren berufsbezogener Qualifikationsgewinn 
fachkompetent zu bzw. einzuschätzen ist. 

Bachelor (B. A.) - Teilstudiengang Geschichte (1. Fachmodul) an der Uni­

Sem. versität Greifswald 

6 General Studies 
(780 Stunden) 

5 

h) Mikromodul ( 1 80 Stunden) 

1. Fachmodul 

g) Mikromodul (2 10  Stunden) 

2. Fachmodul 
t) Mikromodul ( 1 80 Stunden) (1 .560 Stunden) 

3 e) Mikromodul (2 10  Stunden) 

2 d) Mikromodul ( 1 80 Stunden) 
c) Mikromodul (21 0  Stunden) General Studies 
b) Mikromodul ( 180 Stunden) (780 Stunden) 

1 a) Mikromodul (2 10  Stunden) 

+ obligatorisches Praktikum (360 Stunden) + Bachelor-Arbeit (240 Stunden) 

(Arbeitsbelastung - ,,work load" in Stunden / 1 Credit = 30 Stunden) 

Mikromodule (jeweils über 1 Semester): 

a) Einführung Geschichtswissenschaft (Basismodul) 
b) Mittelalterliche Geschichte (Basismodul) 
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Die Beispiele machen den weiteren Klärungsbedarf h insicht l ich der Quafüätsanforderun­

an Modulari s ienmg s ichtbar. Diesem speziellen Ziel dienen sechs VerbundmodeUversu­

che (mit insgesamt 26 Hochschulen), die von der BLK hochschultyp- und länderübergreifend 

e inen Zeitraum von drei Jahren (sei t  WS 98/99) in den Ingenieur-, den Agrar-, den Wirt­

schafts - , den Geisteswissenschaften und der Informatik gefördert werden (vgl . BLK 1999). 

Erste Untersuchungsergebnisse aus dem ingenieurwissenschaftlichen Projekt zeigen z . B . ,  

daß umfassende Arbei ten zur Festlegung des Kompetenzprofil s  unterschiedlicher Abschlüsse 

vorgenommen werden (vgl. Arbeitsgruppe Länderübergreifendes S tudium 1998) ,  da sich die 

Zusammens tellung e inzelner Module zu s innvollen Ausbildungsgängen einerseits nach den 

Vorkenntnis sen der S tudierenden und anderersei ts nach dem angestrebten Abschluß richten 

sol l .  Auch  der Anspruch der an dem geis teswissenschaftli chen Projekt bete i l igten Hochschu­

len, S tandards für die Modularisierung der S tudiengänge zu entwickeln, i st hoch.  Erste Erfah­

rungen an der Uni ve rsität Greifswald bei der Konstruktion der Module, die in verschiedenen 

S tudiengangsarten verwendet werden sollen, weisen auf Aspekte hin, deren fachbezogene 

Klärung von all gemeinerem Interesse über diesen S tudiengang hinaus i st : Zu nennen sind die 

durch das jeweil ige Modul zu vermittelnden Qual ifikationen; der S tel lenwert des Moduls im 

Fach (Kerncurriculum oder wahlobligatorisch) oder die Untersche idung von Basis- und Auf­

baumodulen mit Eingangsqualifikationen. 

2.4. Autonomie und Qual itätsanforderungen 

Die Erprobung von Bachelor- und Masterkonzepten ermöglicht mehr Autonomie und Eigen­

verantwortung für die Akteure in den Hochschulen. Die Frage nach der Quali tät und der 

Qual itätss icherung von Hochschulbi ldung gewinnt dabei zunehmende Bedeutung .  

Im Vergleich zu den deutschen Hochschulen haben die bri t ischen und amerikanischen 

Hochschulen größere Entscheidungsmöglichkei ten über notwendige Rahmenbedingungen des 

S tudiums. Das gi l t  im besonderen für die Gestaltung von Zugangsvoraussetzungen zum Stu-
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teuren Hochschulen verstanden bzw .  genutzt werden .  

Die gegenwärtige Bachelor-Master-Entwicklung zeigt, daß  vor allem aufgrund der Ver­

antwortung der Hochschule für den Qual ifikationserwerb der S tudierenden kritisch zu hinter­

fragen i st ,  welchen Quali tätsanforderungen die S tudiengänge gerecht werden müssen. Die 

Frage nach Quali tät und Qualitätssicherung soll in  Deutschland  auch über international ge-

bräuchliche Verfahren Akkreditierung beantwortet werden. In Kritik an der bisherigen 

Anerkennung von S tudiengängen und Abschlüssen durch die Genehmigung von Prüfungs-

den Ländermin isterien sol l  Akkreditierung schnel les  Reagieren auf die berei ts 

erwähnte Vielfalt neuer S tudiengangsentwickl ungen ermöglichen, was nach der übl ichen Ori ­

entierung an bundese inhe i tl ichen Rahmenprüfungsordnungen kaum real isierbar wäre. Dar­

über h inaus wird bei die sem Verfahren weniger Bürokrati e  und S taatse influß und mehr Auto­

nomie und Hochschulverantwortung angestrebt. 

Im besonderen geht es bei der Qualitätssicherung durch Akkreditierung um das Setzen 

und Gewährle isten von Mindeststandards für die neuen S tudiengänge, die aber keine Grenze 

„nach oben", für ein „mehr an Qual ität" und einen entsprechenden Wettbewerb darstel len 

soHen. Für Bache lor- und Masterstudiengänge i st vor allem zu klären, welche internatio­

nal anerkannten Standards zu gewährleisten und welche speziellen Profil ierungen durch die 

jeweilige Hochschule bzw. den Fachbereich zu ermöglichen sind. Die Diskussion um Akkre­

ditierung als zeit l ich begrenzte Legitimation von S tudiengängen i st e inzuordnen in die De­

batte über kontinuierl iche ziel- und qual itätssteuernde Bewertungsmechanismen von Hoch­

schulen, einzelner i hrer Bereiche bzw.  Funktionen. Zur Quali tät sbewertung (quali ty assess­

ment) werden hauptsächl ich gezähl t :  

- ,,Akkreditierung" für die Feststellung einer Mindestqualität als Ja-Nein-Entscheidung; 

- ,,Evaluation" für die graduell abgestufte, systematische Bewertung von Quali tät, Zie l -

erreichung, Effizienz und 

- Quali tätssicherung (quality assurance) für die Prüfung, inwieweit  es  Mechanismen zur 
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l icher Genehmigung und Akkreditierung beabsichtigt . Die s taatl iche Genehmigung, die auch 

weiterhi n  durch das jewei ls zuständige Landesministerium erfolgt, bezieht s ich auf die zu 

gewährleistende Ressourcenbasis für den e inzurichtenden S tudiengang, seine Einbindung in 

die Hochschulplanung  des j eweil igen Landes sowie die Einhaltung bestimmter S trukturvor­

gaben. Ein posi ti ver Akkreditierungsbescheid würde damit nicht ausreichen, um e inen Studi­

engang beginnen zu können . Es wird aber darauf hingewiesen, daß sich dieser s taatl iche Ge­

nehmigungsvorbehalt ändern kann, wenn im  Rahmen neuer Finanzierungsmode l le die Zu­

ständigkeiten Hochschulen für Einrichtung neuer S tudiengänge erweitert werden. In 

Perspekt ive kann auch die Aussage des Beschlusses e ingeordnet werden,  daß akkredi­

tierte B achelor- und Masterstudiengänge 5 b i s  7 Jahre nach ihrer Einrichtung zu evaluieren 

s ind. 

Bedeutsam s ind die l änderübergreifenden S trukturvorgaben, die sowohl der staatlichen 

Genehmigung  als auch der fachlich-inhal tl ichen Akkreditierung von S tudiengängen zugrunde 

zu legen sind. S ie  betreffen S tudienstruktur und S tudiendauer; Zugangsvoraussetzungen und 

Übergänge; Abschlüsse und Abschlußbezeichnungen; Modularisierung und Credi t  Points 

KMK 1998 u. 1 999) und wurden bereits i n den vorangegangenen Ausführungen kurz 

erläutert. 

Mindestens zwei Fragen sind gegenwärtig von besonderem Interesse bei der Qualitätssi-

cherung für B achelor- und Masterstudiengänge in Deutschland: 

Wie werden sich die Akkreditierungsagenturen zusammensetzen bzw. welche Akteure 

gewinnen besondere Einflußmögl ichkeiten bei der Bestimmung und Prüfung der Min­

des ts tandards? 

Welche werden die Qualitätsmindeststandards sein? 

Bei der Zusammen setzung der Agenturen spie l t  eine wichtige Rolle, durch welche Kom­

petenzen sich i hre Mitglieder auszeichnen sollten, um verschiedene Ansprüche aus Wissen­

schaft und Berufspraxis ,  von Studierenden und Abnehmern der Qualifikationen integrieren zu 

zu 
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Glaubwürdigkei t  e ines Angebots gegenüber Nachfragern 

markt) ; 

Transferierbarkei t  und Nachhaitigkeit der Qualifikation;  

Arbeits-

- Integration des Angebots in übergreifende B ildungs- und Ausbildungss trukturen und -

angebote einer Insti tution (vgl . Müller-Böling 1 999). 

länderübergreifender Akkreditierungsrat mit einem Sekretariat bei der HRK, dessen 

Aufgabe vor allem darin gesehen wird, die für die fachl ich-inhaltliche Prüfung zu beauftra­

genden Agenturen zu  akkredi tieren und das Begutachtungsverfahren zu koordin ieren ,  hat 

Grundsätze zur Akkreditierung von S tudiengängen entwickelt .  

Es  wird davon ausgegangen, daß für die Beurtei lung von S tudienangeboten mit dem Ziel 

der  Akkreditierung klare und verläßliche Angaben zu den Studiengängen notwendig s ind. Der 

Akkreditierung sollen al lgemeine formale und fachliche Kriterien zugrunde gelegt werden,  

die s ich u .  a . beziehen auf (vgl .  AkkreditierungsRat 1 999): 

inhalt l iche und s trukturel le Anforderungen an die Qualität und Internationalität des 

Cuniculums 

- Berufsbefähigung aufgrund eines in sich schlüssigen S tudiengangskonzepts 

personelle, sächliche und räumliche Ausstattung der Hochschule. 

Der Diskussionsprozeß zu solchen Mindeststandards ist i n  den einzelnen Fächergruppen 

recht unterschiedl ich ausgeprägt. S tandards bzw. Gemeinsamkeiten in den einzelnen Fächern 

werden s tärker von Ingenieur-, Wirtschafts- und Naturwissenschaftlern als z. B .  von Sozi al­

und Geisteswissenschaftlern gewünscht. So gibt es in den Ingenieurwissenschaften, deren 

Vertreter auch Initiativen zur Einrichtung und Akkreditierung von Agenturen unternommen 

haben,  bereits - wie i m  Abschnitt 2. 1 .  erläutert - weitgehende Verständigung über Kompe­

tenzen, die S tudierende einem Ingenieurs tudium erwerben sollten und die in die Akkredi­

tierung e inzubeziehen sind. 

Insgesamt is t  aber einzuschätzen, daß die Diskussion zu Qualitätsmindeststandards und 

Akkredit ierung in Deutsch land erst begonnen hat. Ihr Verlauf sollte kritisch beglei tet werden,  

denn deren  Ergebnisse können die Chancen und Ris iken von Bachelor- und Masterstudien­

gängen für Studierende wesentlich mitbestimmen.  



Sch lußfolgerungen für die Studiengangsentwicklung 

Die  Bindung von Veränderungen im  deutschen Hochschulstudium, über die schon geraume 

Zei t  nur an den Hochschulen diskutiert wird (wie mehr Berufs- u .  Praxisbezug, kürzere 

S tudiendauer, stärkere International is ierung), an Einführung von Bachelor- und Master­

studiengängen in Deutsch land  i s t  Ausdruck eines Funktionswandels  der Hochschulen i n  der 

Gesel l schaft, dessen reformeri sche Tragweite und Quali tät noch offen i s t. Bachelor und Ma­

ster werden von e in igen  als Hoffnungsträger für „Reformpakete", von anderen als Gefahren-

potent ia l  Quali tätsverlust deutschen Hochschulstudiums verstanden. Es auch vor 

,,Überforderung" dieser Studiengangsentwicklung gewarnt (vgl . Teichler 1 999a). 

Das i s t  der spezie l le  Hintergrund für Schlußfolgerungen zur S tudiengangsentwicklung, die 

Innovationen ermöglichen und Qualitätsanforderungen gewährleis ten sollen: 

- Es davon auszugehen, daß das tradi tionel le  deutsche S tudienangebot an Uni vers i -

täten und Fachhochschulen zu  wenig Differenzierungen für die zunehmende Hetero­

gen ität i n  der s tudentischen Nachfrage und im  gesel lschaftlichen Bedarf an Hoch-

schulqual ifikat ionen enthäl t .  Neben dem „einen" Weg, der in Fächern ein sehr 

selbständiges, forschungsbezogenes, auf fachliche Breite und wissenschaftliche Tiefe 

ausgerichtetes S tudium ermögl icht, sind den Studierenden weitere Optionen anzubie­

ten ,  für deren Gestaltung ausländische Erfahrungen Anregungen bieten können. Die 

Chance der gegenwärtigen Erprobungsphase für solche Differenzierungsmögl ichke i ten 

sollte nicht durch e ine schnelle, hauptsächl ich aus finanziel len Gründen veranlaßte 

Ablösung des deutschen durch  ein anglo-amerikani sch ori entiertes Studiengangssy­

s tem vertan werden .  Die durchgeführten Untersuchungen haben gezeigt, daß an ein­

ze lnen  deutschen Hochschulen i nteressan te alternative und komplementäre S tudienan­

gebote entstehen ,  die die traditionel len S tudienangebote ergänzen können. Inwieweit 

s trukture l le und inhalt l iche Abstimmungen zwischen be iden gel ingen, Bewährtes im 

deutschen Hochschulstudium für neue Bachelor-Master-Entwickl ungen genutzt wer­

den kann, Doppl ungen vermieden werden und wirkl ich Neues entsteht ,  mit dem auf 

vorhandene Bedarfe reagiert wird, kann in den meisten Fällen noch nicht e ingeschätzt 

werden . Zu beachten ist dabei aber im besonderen :  Wenn B achelor- und Masterange­

bote in Deutsch land primär auf Differenzierung und nicht auf Se lektion abzielen sol­

len, s ind mi t  der Entwicklung der neuen Studiengangskonzepte auch Konsequenzen 

für Zugangsvoraussetzungen zu diesen und für Übergangsmöglichkeiten in tradi t io-
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hang h,,.,.., ,,r-1- auch d ie Frage e iner differenzierten Beantwortung, was in der j eweiligen 

Fachkultur unter Berufsqual ifizierung verstanden werden sol l  und welche Konsequen­

zen sich daraus die S tudiengangsgestaltung ergeben, wenn die S tudierenden z. B .  

mit dem Bachelor einen ersten berufsqualifizierenden Abschluß an  der Hochschule 

erwerben können. Nach bisher dazu gewonnenen Erkenntn issen unabhängig vom 

Hochschultyp eher generalis tisches Fachstudium zu  präferieren, das angereichert 

mit Praxis- und Auslandsbezügen einen darüber hinausgehenden Erwerb von Sozial­

kompetenzen bzw. sogenannten soft ski l l s  ermöglicht. Für den Masterbereich ist eine 

größere Vielfalt an forschungs- und anwendungsorientierten Spezial is ierungen zu 

empfehlen. 

Mit Hilfe von zu gewährleistenden international üblichen Mindeststandards s ind für 

die Abnehmer und S tudierenden als Nachfrager dieser Qualifikationen Qualitäts­

kriterien zu garantieren .  Über Akkreditierung sollten sie transparent gemacht und ge­

sichert werden ,  ei n  Verfahren, das mehr Flexibi l ität und Differenzierungen als tradi­

tionelle Rahmenprüfungsordnungen ermöglichen kann, z u  dessen praktischer Umset­

zung Deutschland aber noch keine Untersuchungsergebnisse vorliegen. 

Bachelor- und Mastervorgaben (Grundsätze, Empfehlungen, in ternationale Erfahrun­

gen) sind in stärkerem Maße als Referenzstrukturen zu begreifen, die zu  keinem Ein­

hei tskonzept und neuen Harmonisierungen führen sollen, sondern vor allem Gestal­

tungsspielraum für das Einbringen und Ausprägen von S tärken des jeweiligen Faches 

an der entsprechenden Hochschule ermöglichen können. 
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4. Anhang : Übers icht über die Bachelor- und Masterangebote an 

deutschen Hochschulen 

















Studiengang 1 Abschluß 1 Dauer 
Stufung 

post- j Bemerkungen 
Se- gnmd- konse-

stlndig kutiv gn-
mester dual 

Betriebswirtschaft 1 Master of Business Ad- 2 • Weiterbildungsstudien-
ministration gang, Teilzeit 

Business 1 Bachelor of Business 8 • DAAD 
Administration; Master of 2 
Business Administration 
Bachelor of Science in 1 6  1 • 

Telecommunication 

Fakultät IV Baccalaureus Artium 6 • BLK-Verbundprojekt 6 
Fächern, 1 Rahmenprü-
fungsordnung 

Integration 1 Master of Business Ad- 1 4  1 l l " 1 Weiterbildungsstudiengang 
ministration 

Berlin 

Bachelor of Computer 1 6  1 1 • 

Science; Master of Com- 4 
puter Science 

MBA 1 Master of Business Ad- 2 • 14  Monate, Managerfort-
ministration bildungsprogramm 

Master of Science 1 1 1 • I DAAD 

Master of Arts 1 1 1 • 
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